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Vorwort


Es war wenige Tage nach der ersten Runde der österreichischen Bundespräsidentenwahl 2016, als mir erstmals die Idee kam, eine Warnung aus Österreich an Deutschland zu schreiben. Ich hielt mich auf Einladung der deutschen Bundeszentrale für politische Bildung in Kassel auf, um über die Hintergründe des Aufstiegs der populistischen und extremen Rechten in Österreich zu referieren und mich anschließend einer Diskussion zu stellen. Als ich meinem deutschen Publikum sagte, dass der Kandidat der FPÖ realistische Chancen hätte, in der anstehenden Stichwahl zum österreichischen Bundespräsidenten gewählt zu werden, erntete ich fassungslose Blicke.


Mir wurde in diesem Moment bewusst, dass es für viele in Deutschland nahezu denkunmöglich ist, dass ein Vertreter der extremen Rechten im eigenen Land in eine hohe politische Machtposition gelangen könnte. Das beeindruckte mich. Es bereitete mir aber auch Sorgen. Denn in Deutschland könnten die gleichen Fehler wiederholt werden, die in Österreich und anderen Ländern den steilen Aufstieg von populistischen und extremistischen Rechtsgruppierungen ermöglicht haben. Vielleicht bräuchte es eine Warnung an Deutschland?


Zurück in Wien verschwand diese Idee wieder aus meinem Kopf. Sie kam erst wieder, als ich einige Monate später erneut zu einer Diskussion über Rechtspopulismus nach Deutschland eingeladen war. Brisanterweise stand auch bei meiner zweiten Deutschlandreise noch nicht fest, wer österreichischer Bundespräsident werden würde. Die erste Stichwahl musste aufgrund von Rechtsverstößen wiederholt werden und die Wahlwiederholung musste wegen fehlerhafter Wahlkuverts verschoben werden.


Erneut sollte ich über das Thema „Rechtspopulismus“ sprechen. Diesmal in Bad Urach, nahe bei Stuttgart. Wieder stand ich dem Publikum Rede und Antwort zu den Ursachen der Wahlerfolge der Rechten in Österreich. Das war für mich der ausschlaggebende Anstoß, um mein Buchprojekt zu starten. Ich begann, meine Gedanken und Beobachtungen über die Erfolgsfaktoren der Rechten, die Fehlentwicklungen in Österreich und die Lehren, die in Deutschland daraus gezogen werden können, ausführlicher zu Papier zu bringen.


Ob ein Land tatsächlich aus den Fehlern eines anderen Landes lernen kann? Ich denke, die Möglichkeit besteht, und sie sollte genutzt werden. Denn jetzt ist der Augenblick, in dem die Menschen und Institutionen in Deutschland noch die Chance haben, entscheidende Schritte zu setzen. Jetzt ist der Zeitpunkt, wo gehandelt werden muss, damit rechtspopulistische und rechtsextrem durchsetzte politische Kräfte in Deutschland nicht ähnlich große und vor allem nachhaltige Wahlerfolge feiern wie in Österreich.


Die folgenden Analysen und Ratschläge speisen sich aus meinen persönlichen und beruflichen Beobachtungen. Eine besondere Rolle spielen dabei die Erfahrungen, die ich in meiner Funktion als Sprecher der österreichischen Menschenrechtsorganisation „SOS Mitmensch“ gemacht habe – einer Organisation, die vor bald 25 Jahren als Gegenpol zu rassistischen Tendenzen in Österreich und zum Aufstieg der FPÖ unter ihrem damaligen Obmann Jörg Haider gegründet wurde.


Als Haider Anfang der 90er Jahre verkündete, ein Anti-Ausländer-Volksbegehren mit dem Titel „Österreich zuerst“ abhalten zu wollen, kam es zu einer bis dahin einzigartigen zivilgesellschaftlichen Mobilisierung in Österreich. Knapp 300.000 Menschen nahmen im Januar 1993 am von „SOS Mitmensch“ organisierten Lichtermeer gegen das Volksbegehren der FPÖ teil. Nie zuvor waren in Österreich nach 1945 so viele Menschen für ein Anliegen auf die Straße gegangen. Niemand hatte im Vorfeld mit so viel Zuspruch gerechnet. Das kurz darauf abgehaltene FPÖ-Volksbegehren blieb demgegenüber unter den Erwartungen der Initiatoren. Mit knapp über 400.000 innerhalb eines Zeitraums von einer Woche gesammelten Unterschriften liegt es deutlich außerhalb der Top Zehn der meistunterzeichneten österreichischen Volksbegehren.


Der Dämpfer für die FPÖ hielt jedoch nicht lange an. Sehr bald konnte die Partei die nächsten Wahlerfolge verbuchen. Und sieht man sich die Gesamtentwicklung anhand der Wahlergebnisse und Umfragen in Österreich an, könnte man zu dem Schluss kommen, das antirassistische Projekt von „SOS Mitmensch“ sei durchwegs gescheitert. Doch in vielen Bereichen wurde die Wirkungsmacht der aufstrebenden extremen Rechten erheblich eingebremst, insbesondere in der Phase ihrer Regierungsbeteiligung in den Jahren 2000 bis 2006.


Die FPÖ konnte bisher weder als Oppositionspartei noch als Regierungspartei etwas daran ändern, dass Österreich ein Land der Herkunftsvielfalt war und heute wohl mehr denn je ist. Zwar wurde von den zwölf Forderungen, die die FPÖ in ihrem Anti-Ausländer-Volksbegehren erhoben hatte, nach und nach die Hälfte umgesetzt, aber die zwei fundamentalsten Forderungen wurden nicht erfüllt: Weder wurde in der Verfassung festgeschrieben, dass das Ein- und Auswanderungsland Österreich „kein Einwanderungsland“ sei, noch ist es jemals zu der von der FPÖ geforderten totalen Abschottung – dem sogenannten „Einwanderungsstopp“ – gekommen. Mit dem klaren Votum für einen Beitritt zur Europäischen Union und der damit verbundenen Öffnung der Grenzen Österreichs zu seinen EU-Nachbarstaaten hatte die österreichische Bevölkerung 1994 sogar überraschend deutlich „Nein“ zu einer Politik der Selbstisolation gesagt.


Was die FPÖ jedoch tun konnte und seit 1986 permanent macht, ist, Sand in das Getriebe des Zusammenlebens zu streuen, indem sie Ängste, Neid und Vorurteile schürt, Feindbilder kreiert und Druck in Richtung sozialer und rechtlicher Ungleichbehandlung von Menschen aufgrund ihrer Herkunft, Nationalität und Religion macht.


Der Schaden, den die FPÖ dabei anrichtet, ist beachtlich. Das Geschäft mit gesellschaftlicher Spaltung und dem Schüren negativer Emotionen floriert. Und die beiden unter Druck geratenen Zentrumsparteien SPÖ und ÖVP suchen immer öfter inhaltlich und machtpolitisch die Nähe zur populistischen und extremen Rechten.


Mit dieser Schrift möchte ich einen Denkanstoß liefern. Ich will beleuchten, was aus meiner Sicht in Österreich in den vergangenen 30 Jahren falsch gelaufen ist und warum es in diesem Zeitraum, von einem kurzen Einbruch abgesehen, für die extreme Rechte nahezu ständig in der Wählergunst bergauf ging. Ich will zeigen, was heute in Österreich noch immer schiefläuft – und inzwischen zum Teil auch in Deutschland. Und ich möchte einige Handlungsempfehlungen geben, was getan werden muss, um die Erfolge der Rechten einzubremsen und um zu verhindern, dass Vertreter der extremen Rechten in Machtpositionen gelangen.


Deutschland kann aus den Entwicklungen in seinem kleinen Nachbarland lernen. Es soll, ja, ich finde, es muss es tun.




Einleitung


Österreich steht an der Kippe zu einem politischen Dammbruch. Eine inhaltlich und personell rechtsextrem durchsetzte Partei, die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ), hat realistische Chancen, stimmenstärkste politische Kraft zu werden. Der Bundespräsidentschaftskandidat der FPÖ, Norbert Hofer, verfehlte sein Ziel, in eines der höchsten Ämter des Staates gewählt zu werden, nur haarscharf. Rechtspopulistische und rechtsextreme Personenkreise können darauf hoffen, demnächst in Österreich auf nationaler Ebene in wichtige Machtpositionen zu gelangen.


In einigen Bundesländern haben sie das bereits geschafft. Im an Ungarn grenzenden Burgenland regiert die Sozialdemokratische Partei (SPÖ) seit der Landtagswahl 2015 zusammen mit der FPÖ. Im gleichen Jahr schloss im Bundesland Oberösterreich, das an Bayern und Tschechien angrenzt, die bis dahin mit den Grünen regierende konservative Volkspartei (ÖVP) ein Arbeitsübereinkommen mit der FPÖ.


Doch woher rührt die Stärke der populistischen und extremen Rechten in Österreich? Was hat sie so weit nach oben gebracht? Und welche Gegenstrategien bieten sich für diejenigen an, die für eine weltoffene Demokratie und gegen die Wiederkehr von radikalem Nationalismus und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit eintreten?


Bevor ich auf die Faktoren eingehe, die die Rechten stark und ihre Gegner schwach gemacht haben, und bevor ich daran anschließend Handlungsempfehlungen für eine Stärkung der demokratischen und weltoffenen politischen Kräfte abgebe, möchte ich einen kurzen Blick auf die Geschichte des Aufstiegs der extremen Rechten in Österreich werfen. Diese Geschichte fördert bereits einige interessante Antworten auf die Frage zutage, wie dieser Aufstieg hätte verhindert oder zumindest eingebremst werden können.




Aufstieg der extremen Rechten in Österreich


Nach dem Fall des nationalsozialistischen Regimes bildete sich in Österreich ein politisches System heraus, das einen wichtigen Grundstein für den späteren Erfolg der populistischen und extremen Rechten beinhalten sollte, nämlich die Machtaufteilung zwischen den zwei Parteien SPÖ und ÖVP und ihren Vorfeld- und Umfeldorganisationen.


Unmittelbar nach der Staatsgründung im April 1945 übernahm unter Aufsicht der Alliierten eine Drei-Parteien-Regierung von ÖVP, SPÖ und der Kommunistischen Partei (KPÖ) die Staatsgeschäfte. Bis zu den ersten Wahlen nach Kriegsende im November 1945 vereinigte diese Regierung, aufgrund des Fehlens eines Parlamentes, Gesetzgebung und Vollziehung. Nach dem schwachen Abschneiden der KPÖ bei den Wahlen 1945 – sie erhielt nur etwa fünf Prozent der Stimmen – erfolgte bald der Übergang zu einer Zwei-Parteien-Regierung zwischen ÖVP und SPÖ.


Seit 1945 wurde jede österreichische Bundesregierung entweder von der SPÖ oder der ÖVP angeführt und in mehr als der Hälfte des Zeitraumes von beiden Parteien zusammen gebildet. In den 72 Jahren seit Ende des Zweiten Weltkriegs regierten SPÖ und ÖVP mehr als 45 Jahre gemeinsam, 13 Jahre lang regierte die SPÖ alleine, vier Jahre lang die ÖVP alleine, drei Jahre gab es eine SPÖ-FPÖ-Regierung und sieben Jahre eine ÖVP-FPÖ-Regierung.


Das politische System in Österreich nach 1945 beinhaltete aber neben der Machtaufteilung zwischen SPÖ und ÖVP noch einen zweiten Grundstein für den späteren Erfolg der populistischen und extremen Rechten: die Staatsdoktrin von Österreich als erstem Opfer NS-Deutschlands. Die freiwillige und aktive Teilnahme von erheblichen Teilen der österreichischen Bevölkerung am Nationalsozialismus wurde über Jahrzehnte gezielt unter den Tisch gekehrt.


Die Historikerin Heidemarie Uhl spricht in diesem Zusammenhang von drei ausgeprägten „blinden Flecken“, die Österreich in den ersten Nachkriegsjahrzehnten mitprägten: die weitgehende Ausblendung der Verfolgung der jüdischen Österreicherinnen und Österreicher durch ihre Mitbürger, die Begeisterung weiter Bevölkerungskreise für den „Anschluss“ und als dritten Punkt die für viele selbstverständliche Teilnahme am Zweiten Weltkrieg.


Die von offizieller politischer Seite lange gepflegte Opfergeschichte Österreichs hatte zur Folge, dass sich parallel dazu gesellschaftliche und politische Kreise bildeten, in denen die vom Staat vertretene Opfererzählung nicht galt. In diesen Kreisen kursierte eine ganz andere Opfergeschichte, nämlich die, dass man Opfer eines verlorenen Krieges, einer Besatzung durch die Alliierten und einer mangelnden Anerkennung der Leistungen und des Leidens im Krieg sei.


Im Jahr 1949 kam es zur Gründung des Verbands der Unabhängigen (VdU), als politische Vertretung ehemaliger NSDAP-Mitglieder, Kriegsheimkehrer und deutschsprachiger Vertriebener. Nach dem Abzug der Alliierten aus Österreich im Jahr 1955 wurde die Freiheitliche Partei Österreichs gegründet, die bald darauf den Großteil des VdU absorbierte.


Erster Parteiobmann der FPÖ war der ehemalige SS-Brigadeführer Anton Reinthaler. Auf Reinthaler folgte der ehemalige SS-Obersturmführer Friedrich Peter als Parteiobmann. Unter Peter kam es ab den 1960er Jahren zu einer Annäherung der FPÖ an die SPÖ.


Peter versuchte seine Partei regierungs- und koalitionsfähig zu machen und bemühte sich um ein liberaleres Image der FPÖ. Auch seine Nachfolger setzten diese Bemühungen fort. Mit dem Erfolg, dass es nach den Nationalratswahlen 1983, als die SPÖ die absolute Stimmenmehrheit verlor und die FPÖ mit fünf Prozent der Stimmen das schwächste Ergebnis ihrer Geschichte erzielte, zu einer Koalitionsregierung zwischen SPÖ und FPÖ kam.


Die FPÖ war in der Koalition weiterhin um ein liberales Image bemüht. Diese FPÖ-Strategie änderte sich jedoch schlagartig im Jahr 1986, als der rechtsnationale Obmann der Kärntner FPÖ, Jörg Haider, zu einer Kampfabstimmung um den FPÖ-Bundesparteivorsitz antrat und gewann. Die SPÖ kündigte daraufhin umgehend die Koalition mit der FPÖ auf. Es kam zu Neuwahlen und, wie schon zwischen den Jahren 1945 und 1966, zur Bildung einer großen Koalition bestehend aus SPÖ und ÖVP.


Haider machte aus der FPÖ eine rechtspopulistische Partei mit nationalistischem und fremdenfeindlichem Einschlag und einem starken rechtsextremen Flügel. Unter Haider feierte die FPÖ, bis zu ihrem Regierungseintritt Anfang 2000, Wahlerfolge in Serie.


Zwei thematische Stoßrichtungen waren für die Erfolge der FPÖ unter Haider entscheidend: zum einen die scharfe Kritik an der proporzmäßigen Machtaufteilung des Landes durch SPÖ und ÖVP und zum anderen das Schüren von Neid, Missgunst, Angst und Hass gegenüber Ausländern. Haider führte das Spiel mit Sündenböcken wieder als politisches Programm ein. Darüber hinaus positionierte sich die FPÖ unter Haider auch als jene politische Kraft, die am vehementesten gegen eine kritische Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit auftrat und immer wieder durch positive Anklänge an den Nationalsozialismus aufhorchen ließ.


Haider war es auch, der jenen Kommunikationsstil entwickelte und nahezu perfektionierte, der maßgeblich für die Erfolge der FPÖ wurde. Doch während Rechtspopulisten in ganz Europa den Kommunikationsstil der FPÖ studierten und kopierten, scheuten die Vertreterinnen und Vertreter der Zentrumsparteien lange die Auseinandersetzung mit dieser Art zu kommunizieren. Auf dieses Thema werden wir noch zu sprechen kommen.


Nach der Wahl 1999 kam es erstmals zur Bildung einer Koalition zwischen ÖVP und FPÖ. Zwar stellten, wie schon in den Jahren zuvor, die Sozialdemokraten die stimmenstärkste Partei, doch in der auf Platz drei abgesackten ÖVP regte sich Widerstand gegen eine erneute große Koalition. ÖVP-Obmann Wolfgang Schüssel witterte die Chance, den Bundeskanzlersessel zu erklimmen. Und tatsächlich überließ FPÖ-Obmann Jörg Haider dem ÖVP-Obmann die Position des Bundeskanzlers. Haider selbst zog sich politisch in das Bundesland Kärnten zurück, wo er gewählter Landeshauptmann war. Seine Stellvertreterin Susanne Riess-Passer übernahm die Funktion als Vizekanzlerin.
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